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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde im Wintersemester 1999/2000 von der 
Juristischen Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin als Habil itations-
schrift angenommen. Das Manuskript wurde im Herbst 1999 abgeschlossen. 
Die der Arbeit zugrundeliegenden steuerrechtlichen und sozialrechtlichen Re-
gelungen befinden sich auf dem Gesetzgebungsstand vom 1. Oktober 1999. Für 
die Drucklegung wurde die Schrift noch einmal überarbeitet und Literatur und 
Rechtsprechung bis August 2000 berücksichtigt. 

Im gleichen Zeitraum sind zwei weitere Habilitationsschriften entstanden, 
die zum Teil eine ähnliche Thematik aufgreifen. Es handelt sich um die Arbeit 
von Herman Butzer "Fremdlasten in der Sozialversicherung - Zugleich ein 
Beitrag zu den verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Sozialversicherung" 
und die Publikation von Friedhelm Hase „Versicherungsprinzip und sozialer 
Ausgleich - Eine Studie zu den verfassungsrechtlichen Grundlagen des deut-
schen Sozialversicherungsrechts". Beide Abhandlungen erscheinen ebenfalls 
im Verlag Mohr Siebeck Tübingen in der Reihe „Jus Publicum". Sie lagen dem 
Verfasser noch nicht vor und konnten wegen gleichzeitiger Drucklegung auch 
nicht mehr berücksichtigt werden. Von den anderen beiden Arbeiten unter-
scheidet sich die vorliegende im Ansatz unter anderem dadurch, daß sie aus der 
Verfassung jeweils ein übergreifendes System für die Bemessung staatlicher 
Abgaben und staatlicher Leistungen ableitet und Folgerungen für das Sozial-
versicherungssystem erst aus diesem Gesamtsystem zieht. 

Ganz herzlich möchte ich mich bei meinem verehrten Lehrer, Herrn Prof. 
Dr. Dr. h.c. Hans Meyer, bedanken, der mich während meines gesamten fach-
lichen Werdegangs vielfältig gefördert und angeregt hat und mir als Hochschul-
assistent an seinem Lehrstuhl an der Humboldt-Universität zu Berlin die nötige 
Freiheit und Unterstützung zur Erstellung dieser Schrift gegeben hat und nicht 
zuletzt auch das Erstgutachten angefertigt hat. Mein Dank gilt auch Herrn Prof. 
Dr. Gunnar-Folke Schuppert für die prompte Erstellung des Zweitgutachtens. 
Mein ganz besonderer Dank gebührt meinen Eltern, die ausdauernd und uner-
müdlich alle Korrekturarbeiten übernommen haben. Außerdem danke ich der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, die die Veröffentlichung der Arbeit durch 
einen großzügigen Druckkostenzuschuß gefördert hat. 

Berlin, im Januar 2001 Joachim Becker 
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1. Teil 

Problemstellung und Ausgangspunkt 

Die Arbeit hat das Steuer- und Abgabensystem und das System staatlicher Lei-
stungen zum Gegenstand. Sie untersucht am Beispiel der Rentenversicherung, 
welche Vorgaben der Gesetzgeber bei der Gestaltung dieses staatlichen Trans-
fersystems beachten muß, um die Transfergerechtigkeit der Belastungen und 
Begünstigungen in den verschiedenen Transferbeziehungen zwischen Staat und 
Bürger zu wahren. 

A. Die Rentenversicherung im Transfersystem 
der Bundesrepublik Deutschland 

Aktueller Anlaß für diese Untersuchung sind die anhaltenden Diskussionen 
über die Finanzierung und die Ausgestaltung des Sozialversicherungssystems, 
die seit längerem Finanz- und Sozialpolitiker, Wirtschafts- und Rechtswissen-
schaftler und auch weite Teile der Bevölkerung beschäftigen. Reformüberle-
gungen für die Sozialversicherungssysteme werden überwiegend von dringen-
den wirtschaftlichen Notwendigkeiten ausgelöst und von verschiedenen politi-
schen Ansätzen beherrscht, während verfassungsrechtliche Anforderungen an 
die Finanzierung und Gestaltung der Sozialversicherung bei den Überlegungen 
wenig Bedeutung haben. Im Mittelpunkt der Reformüberlegungen steht die ge-
setzliche Rentenversicherung. Bei ihr ist bedingt durch die Veränderung der 
Altersstruktur der Bevölkerung, die Steigerung der Lebenserwartung, die Aus-
weitung der Leistungen durch Übernahme neuer und Erhöhung bestehenden 
Leistungen in Vergangenheit und Gegenwart, die Veränderung der Vorausset-
zungen für den Leistungsbezug sowie durch die anhaltend hohe Arbeitslosig-
keit die wirtschaftliche Notwendigkeit für Reformen der Rentenversicherung 
besonders hoch und einsichtig. Die gesetzliche Rentenversicherung ist deshalb 
in kurzen Abständen Gegenstand verschiedener Reformgesetze gewesen. 

I. Reformbemühungen in der jüngsten Vergangenheit und der Gegenwart 

Mit dem „Rentenreformgesetz 1992" wurde beispielsweise die bis dahin an der 
Entwicklung der durchschnittlichen Bruttoentgelte orientierte Rentenanpas-
sung durch eine Angleichung an die Veränderung der durchschnittlichen Net-
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toentgelte ersetzt, ein Selbstregulierungsmechanismus von Bundeszuschuß, 
Beitragssatz und der Rentenanpassung eingeführt, die Rentenformel verein-
facht und um einen Zugangsfaktor ergänzt, der zu Ab- oder Zuschlägen bei 
vorzeitiger oder verzögerter Inanspruchnahme der Altersrenten führt, die Al-
tersgrenzen schrittweise angehoben und die beitragsfreien Zeiten neu geordnet 
sowie die familienbezogenen Leistungen ausgeweitet.1 

Das „Rentenreformgesetz 1999" ergänzte dann die Rentenformel um einen 
demographischen Faktor, ordnete die Renten wegen verminderter Erwerbsfä-
higkeit neu, verbesserte die Bewertung von Kindererziehungszeiten in der 
Rentenversicherung und führte einen „zusätzlichen" Bundeszuschuß ein, der 
mit Hilfe des „Gesetzes zur Finanzierung eines zusätzlichen Bundeszuschusses 
zur gesetzlichen Rentenversicherung", das eine Mehrwertsteuererhöhung von 
15 % auf 16 % vornimmt, aufgebracht wird.2 

Nach dem Regierungswechsel wurde durch das „Gesetz zu Korrekturen in 
der Sozialversicherung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte" das In-
krafttreten der Regelungen des Rentenreformgesetzes 1999 über die Einfüh-
rung eines demographischen Faktors in die Rentenformel und die Reform der 
Erwerbsunfähigkeitsrente bis zum 31.12.2000 aufgeschoben, um Zeit für eine 
erneute Rentenreform zu gewinnen. Durch das Korrekturgesetz zur Sozialver-
sicherung wurden außerdem der „traditionelle" Bundeszuschuß erhöht und ein 
weiterer Bundeszuschuß zur Abgeltung von Beitragsleistungen des Bundes für 
Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung eingeführt. 

Mit einem „Rentenreformgesetz 2000/2001" soll schließlich durch die zwei-
malige Kürzung der Rentenanpassung in den Jahren 2000 und 2001 das Renten-
niveau dauerhaft abgesenkt werden. Außerdem ist neben der Neuordnung der 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten und der Einführung einer eigenständi-
gen Alterssicherung der Frau eine steuerfinanzierte soziale Grundsicherung, 
die über eine weitere Erhöhung der Bundeszuschüsse finanziert werden soll, 
und eine zusätzliche verpflichtende kapitalgedeckte Altersvorsorge geplant, die 
bei privaten Versicherungsunternehmen abgeschlossen werden kann oder auf 
die eine schon bestehende betriebliche, tarifliche oder private Altersvorsorge 
angerechnet werden kann.3 

Die verschiedenen durchgeführten, ausgesetzten und geplanten Maßnahmen 
der unterschiedlichen Reformgesetze zeigen jedoch, daß eine dauerhafte Kon-
solidierung der Finanzierung der Rentenversicherung trotz der Reformbemü-
hungen nicht erreicht ist. Für die gesetzliche Rentenversicherung als das vom 
Finanzvolumen wichtigste und größte soziale Sicherungssystem besteht also 
weiterhin Reformbedarf. Am Beispiel der gesetzlichen Rentenversicherung soll 
deshalb untersucht werden, welche rechtlichen Vorgaben für die Finanzierung 

1 Frerich/Frey, Historische Grundlagen der Rentenversicherung, Rdnr. 187 ff. 
2 Niemeyer, Die Rentenreform 1999, S. 105 ff. 
3 Siehe FAZ vom 18.6.1999, S. 4. 
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und die Ausgestaltung der Sozialversicherung bestehen. Anhand der so gewon-
nenen Kriterien soll geprüft werden, ob die Prinzipien der Bemessung von Bei-
trägen und Zuschüssen zur gesetzlichen Rentenversicherung diesen Vorgaben 
entsprechen oder ob auch aus verfassungsrechtlichen Gründen die Finanzie-
rung und Ausgestaltung der Rentenversicherung reformiert werden müssen. 
Die Untersuchung konzentriert sich dabei auf die Rentenversicherung der Ar-
beiter und die Rentenversicherung der Angestellten. Die knappschaftliche 
Rentenversicherung wird dabei wegen ihrer vergleichsweise geringen Bedeu-
tung und wegen der spezifischen Besonderheiten, die für eine Subventionie-
rung des Bergbaus gelten könnten und die auch die knappschaftliche Renten-
versicherung erfassen können, nicht behandelt. Soweit keine Vorgaben speziell 
für die Rentenversicherung oder für die Sozialversicherung bestehen, können 
sich aber entsprechende Maßstäbe aus möglichen für das gesamte Transfer-
system geltenden Prinzipien ergeben, in die die Leistungen der Rentenver-
sicherung und ihre Finanzierung einzuordnen sind. 

I I . D e r Begri f f des Transfers 

Für den Begriff Transfer kann zunächst die von der Transfer-Enquete-Kom-
mission verwendete Begriffsbestimmung als Ausgangspunkt genommen wer-
den. Die Transfer-Enquete-Kommission versteht unter Transfers alle mone-
tären und realen Einkommensübertragungen, die vom Staat zu den privaten 
Haushalten und von diesen zum Staat fließen.4 Darüber hinaus sind aber auch 
private Unternehmen und private Institutionen einzubeziehen, weil sich aus 
Transferleistungen in diesem Verhältnis auch Rückwirkungen und Auswirkun-
gen auf den einzelnen privaten Haushalt ergeben. Deswegen werden hier als 
Transfers alle Vermögensübertragungen verstanden, die direkt oder indirekt 
vom Staat auf den Bürger und vom Bürger auf den Staat erfolgen. Beim Begriff 
des Transfers lassen sich aus der Sicht des Bürgers positive und negative Trans-
fers unterscheiden. Positive Transfers in diesem Sinne sind Leistungen des Staa-
tes an seine Bürger, während negative Transfers Leistungen des Bürgers an den 
Staat darstellen.5 Die Bedeutung der Sozialversicherung und insbesondere die 
der Rentenversicherung im Transfersystem wird deutlich, wenn man deren An-
teil am Gesamtvolumen der positiven und negativen Transfers beleuchtet. 

4 Transfer-Enquete-Kommision, in: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
(Hrsg.) , Das Transfersystem in der Bundesrepublik Deutschland, S. 13 und S. 22. 

5 Siehe zu diesem Begriff Transfer-Enquete-Kommision, in: Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung (Hrsg.) , Das Transfersystem in der Bundesrepublik Deutschland, S. 22. 
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III. Die wirtschaftliche Bedeutung der Rentenversicherung 

Die negativen Transfers setzen sich im wesentlichen aus den vom Staat beim 
Bürger erhobenen Steuern und Abgaben zusammen, sind also auf der Einnah-
menseite des Staates angesiedelt. Dabei stehen die Sozialversicherungsbeiträge, 
die beispielsweise im Jahr 1998 in einer Höhe von 736,9 Milliarden DM6 erho-
ben wurden, den im gleichen Jahr erzielten Steuereinnahmen von Bund, Län-
dern und Gemeinden in Höhe von 861,6 Milliarden DM7 in der Größenord-
nung und in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung nicht nach. Allein die Höhe der 
im Jahr 1998 erhobenen Rentenversicherungsbeiträge in Höhe von 300,7 Mil-
liarden DM8 ist vergleichbar mit den Einnahmen aus der finanzstärksten 
Steuer, der Einkommensteuer, die im selben Jahr einen Ertrag von 304 Milliar-
den DM9 erbracht hat. 

Die positiven Transfers lassen sich grob mit den Kategorien der vom Staat an 
seine Bürger erbrachten Sozialleistungen und den vom Staat an die Bürger ge-
leisteten Subventionen erfassen. Einen ungefähren Überblick über die So-
zialleistungen gibt der Sozialbericht der Bundesregierung, in dem sie die So-
zialleistungen in einem Sozialbudget zusammenfaßt. Die Höhe der Subven-
tionen ergibt sich aus dem Subventionsbericht der Bundesregierung. Im Jahr 
1996 hatte das Sozialbudget beispielsweise ein Volumen von 1 236,15 Milliar-
den DM.10 Subventionen wurden 1996 in Höhe von 114,7 Milliarden DM gelei-
stet. 11 Dabei nimmt die Rentenversicherung eine dominierende Stellung ein. 
Mit Leistungen von 412,2 Milliarden DM12 im Jahr 1996 hat sie einen Anteil 
von rund einem Drittel am gesamten Sozialbudget. Noch deutlicher wird die 
herausragende Stellung der gesetzlichen Rentenversicherung im Transfersy-
stem, wenn man den Anteil der Zuschüsse zu den Rentenversicherungen am 
Bundeshaushalt betrachtet. 

Beispielsweise beträgt das Gesamtvolumen des Bundeshaushaltes 1999 485,5 
Milliarden DM13, wobei Zuschüsse an die Rentenversicherungen in Höhe von 

6 Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Monatsbericht Juni 1999, S. 53* (Statistik Nr. 3) - vor-
läufige Zahlen - . 

7 Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Monatsbericht Juni 1999, S. 53s" (Statistik Nr. 3) - vor-
läufige Zahlen - . 

8 VDR (Hrsg.), Rentenversicherung in Zahlen 1999, S. 12. 
9 Davon Lohnsteuer 258,3 Milliarden DM, veranlagte Einkommensteuer 11,1 Milliarden 

DM und Kapitalertragsteuern 34,6 Milliarden DM, siehe Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Mo-
natsbericht Juni 1999, S. 54* (Statistik Nr. 5). 

10 Sozialbericht der Bundesregierung 1997, BT-Drs. 13/10142, S. 215. 
11 16. Subventionsbericht der Bundesregierung 1997, BT-Drs. 13/8420, S. 21 
12 Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Statistisches Jahrbuch 1998 für die Bundesrepublik 

Deutschland, S. 449. 
13 Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.), Volks- und Finanzwirtschaftliche Berichte -

Bundeshaushalt 1. Quartal 1999, S. 6. 
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118,4 Mill iarden DM 1 4 gewährt werden. Fast ein Viertel aller Ausgaben des 
Bundes stellen also finanzielle Zuwendungen des Staates an die Rentenver-
sicherungen dar. Die finanziellen Zuwendungen des Bundes an die Rentenver-
sicherungen sind damit bei weitem die größte Ausgabe des Bundeshaushalts 
und übersteigen die zweitgrößte Ausgabe des Bundeshaushalts, die Zinszah-
lungen des Bundes in Höhe von 81,5 Mill iarden DM1 5 , deutlich. 

IV. Die im Transfersys tem angelegte Umver te i l ungsprob lemat ik 

Der Transferbegriff setzt in seinen Ausprägungen des positiven und des negati-
ven Transfers jeweils am Verhältnis zwischen Staat und Bürger an. Im Vorder-
grund der Frage nach übergeordneten Vorgaben der Transfergerechtigkeit steht 
aber gar nicht das Verhältnis zwischen Staat und Bürger an sich, sondern, da der 
Staat ja durch die Bürger gebildet und finanziert wird, das Verhältnis der Bür-
ger untereinander. Das Transfersystem muß also danach beurteilt werden, ob 
die Kombination von negativen und positiven staatlichen Transfers letztlich zu 
gerechten Transfers zwischen den Bürgern untereinander führt. Deshalb steht 
im Zentrum der Arbeit die Frage, welche übergeordneten Vorgaben für das 
staatliche Transfersystem in Hinblick auf die Erzielung oder Vermeidung von 
Umvertei lungswirkungen zwischen den Bürgern bestehen. 

V. Der Gang der Unte r suchung 

Da diese Frage am Beispiel der Rentenversicherung untersucht wird, wird zu-
nächst das Finanzierungssystem der Rentenversicherung beschrieben (B.), die 
darin angelegte verfassungsrechtliche Problematik und der Stand der Diskus-
sion dargelegt (C.) und die europarechtlichen und verfassungsrechtlichen Re-
gelungen daraufhin überprüft, ob sie für die Finanzierung und Ausgestaltung 
der Rentenversicherung übergeordnete Vorgaben machen (D.). 

Im zweiten Teil der Arbeit werden Grundprinzipien für die Ausgestaltung 
des Transfersystems und damit die Grundlagen der Transfergerechtigkeit erar-
beitet. Dazu wird zunächst die dogmatische Grundstruktur des allgemeinen 
Gleichheitssatzes als der für die Transfergerechtigkeit entscheidenden Grundla-
gennorm der Verfassung ermittelt (A.). Die Analyse ergibt, daß der allgemeine 
Gleichheitssatz die verfassungsrechtliche Forderung nach Einhaltung der ver-
hältnismäßigen Gleichheit aufstellt, von der nur zum Schutz von und unter Ab-
wägung mit kollidierenden Kollektivgütern abgewichen werden kann. Deshalb 

14 Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.), Volks- und Finanzwirtschaftliche Berichte -
Bundeshaushalt 1. Quartal 1999, S. 12. 

15 Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.), Volks- und Finanzwirtschaftliche Berichte -
Bundeshaushalt 1. Quartal 1999, S. 10. 
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wird im Anschluß daran gefragt, welche Bedeutung diese Forderung nach ver-
hältnismäßiger Gleichheit für das Transfersystem hat (B.). Aus dieser Untersu-
chung folgt, daß das Leistungsfähigkeits- und das Bedürftigkeitsprinzip die für 
Abgaben und Zuwendungen grundlegenden Verteilungsprinzipien darstellen. 
Danach wird bestimmt, welchen Anwendungsbereich die verfassungsrechtli-
che Forderung nach Einhaltung des Leistungsfähigkeits- und des Bedürftig-
keitsprinzips hat (C.) . Dabei wird die für die Transfergerechtigkeit entschei-
dende und grundlegende These aufgestellt, daß der allgemeine Gleichheitssatz 
ein alle Abgaben- und Leistungsarten übergreifendes Verfassungsgebot der Be -
lastungs- und Begünstigungsgleichheit enthält. Anschließend werden die sich 
aus der umfassenden Forderung nach Belastungs- und Begünstigungsgleichheit 
für die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben und für die Gewährung bestimm-
ter finanzielle Leistungen des Staates an die Bürger ergebenden Schlußfolge-
rungen gezogen (D.) . Dabei wird festgestellt, daß für die Erhebung nichtsteuer-
licher Abgaben und für bestimmte finanzielle Zuwendungen des Staates an sei-
ne Bürger das Äquivalenz- oder Ausgleichsprinzip gilt. Die weiteren Kapitel 
sind der Frage der Anwendbarkeit und der Geltung der beiden für das Trans-
fersystem grundlegenden Bemessungsprinzipien und der Frage gewidmet, ob 
Abweichungen von diesen Prinzipien verfassungsrechtlich zulässig sind. Zu-
nächst steht die Frage der Geltung und der Anwendbarkeit des Leistungsfähig-
keits- und Bedürftigkeitsprinzips und des Äquivalenz- oder Ausgleichsprin-
zips im Vordergrund. Die Untersuchung erfolgt zuerst für das Leistungsfähig-
keitsprinzip (E.). Dabei steht die Anwendung des Leistungsfähigkeitsprinzips 
in einem aus einer Vielzahl von Steuern bestehenden Steuersystem im Vorder-
grund. Dann folgt die Betrachtung für das Äquivalenzprinzip (F.). D o r t geht es 
schwerpunktmäßig um die Geltung des Prinzips der Individualäquivalenz für 
die Erhebung von Sozialversicherungsbeiträgen und den von Rechtsprechung 
und Literatur unter Heranziehung eines „Solidarprinzips" gegen die Geltung 
des „Versicherungsprinzips" erhobenen Einwänden. D e r Hauptteil schließt mit 
zwei Kapiteln, in denen die verfassungsrechtliche Zulässigkeit von möglichen 
Abweichungen von diesen Prinzipien untersucht wird, wobei zwischen A b -
weichungen vom Leistungsfähigkeits- und Bedürftigkeitsprinzip (G. ) und vom 
Äquivalenz- oder Ausgleichsprinzip (H. ) differenziert wird. 

Dieser die Grundlagen der Transfergerechtigkeit behandelnde Hauptteil der 
Untersuchung bildet die Basis für die im dritten Teil folgende Anwendung der 
erarbeiteten Grundprinzipien des Transfersystems auf die Beurteilung der Fi-
nanzierung und Gestaltung der gesetzlichen Rentenversicherung. Dabei wird 
zunächst geprüft, ob die allgemeinen Aussagen zu den Grundlagen der Trans-
fergerechtigkeit auch für die Rentenversicherung gelten (A.). Die Untersu-
chung zeigt, daß dies der Fall ist und die spezielle Untersuchung der Renten-
versicherung daher auch die allgemeinen Schlußfolgerungen bestätigt. Danach 
wird untersucht, ob Umverteilungswirkungen in der Rentenversicherung als 
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Abweichungen von der grundsätzlich auch für die Rentenversicherung gelten-
den Forderung nach Individualäquivalenz zwischen Beiträgen und Leistungen 
verfassungsrechtlich zulässig sind (B.). Dies ist nur im Verhältnis zwischen Ver-
sicherten und NichtVersicherten für bestimmte Leistungen der Rentenver-
sicherung, die durch die Allgemeinheit finanziert werden müssen oder dürfen, 
der Fall. Auf der Grundlage dieser Ergebnisse werden dann die Prinzipien zur 
Bemessung von Beiträgen und der finanziellen Zuwendungen des Staates für 
die Rentenversicherung abschließend verfassungsrechtlich bewertet (C.) und 
entsprechende Folgerungen für das Normensystem gezogen (D.). 

Die Ergebnisse der Arbeit werden schließlich im vierten Teil getrennt nach 
den Grundlagen der Transfergerechtigkeit (A.) und den daraus abgeleiteten 
Schlußfolgerungen für die Bewertung der Finanzierung der Rentenversiche-
rung (B.) zusammengefaßt. 

B . D a s F i n a n z i e r u n g s s y s t e m der R e n t e n v e r s i c h e r u n g 

Das Finanzierungssystem einer Einrichtung hat die Funktion, einen Zusam-
menhang zwischen den Einnahmen und den Ausgaben der Einrichtung herzu-
stellen und festzulegen. Zur Charakterisierung des Finanzierungssystems der 
Rentenversicherung muß also zunächst beschrieben werden, welche Einnah-
men der Rentenversicherung zufließen und welche Ausgaben sie zu tätigen hat. 

I . E innahmen der Rentenversicherung 

Die Einnahmen der Rentenversicherung setzen sich im wesentlichen aus Bei-
trägen von Versicherten, Arbeitgebern und Dritten sowie aus finanziellen Zu-
wendungen des Bundes zusammen.1 6 Die Beiträge bestehen aus einem jährlich 
anzupassenden Anteil am beitragspflichtigen Einkommen des Versicherten, das 
bis zu einer Obergrenze zur Berechnung der Beiträge heranzuziehen ist. Dar-
über hinaus finanziert sich die Rentenversicherung über finanzielle Zuwen-
dungen des Staates. 

Diese finanziellen Zuwendungen des Bundes bestehen aus pauschalen Zu-
schüssen und aus Erstattungen des Bundes für bestimmte Leistungen der Ren-
tenversicherung. Inzwischen gibt es drei verschiedene, getrennt geregelte und 

16 Sonstige Einnahmen erzielen die Rentenversicherungsträger aus den Erträgen ihrer Ver-
mögensanlagen (§§ 80 ff. SGB IV), aus Ersatzansprüchen gegen andere Leistungsträger 
(§§ 102 ff. SGB X), aus Ersatzansprüchen gegen Arbeitgeber (§115 SGB X), aus Schadenser-
satzansprüchen (§116 SGB X) , aus Bußgeldern (§320 SGB VI) und aus Säumniszuschlägen 
(§24 SGB IV). Diese Einnahmen betragen aber nur ca. 1 -2% der Gesamteinnahmen. Siehe 
beispielsweise für 1994 und 1995: VDR (Hrsg.), Rentenversicherung in Zahlen 1996, S. 12 f. 
und für 1997 und 1998: VDR (Hrsg.), Rentenversicherung in Zahlen 1999, S. 12 f. 
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nach unterschiedlichen Bemessungskriterien ausgestaltete Bundeszuschüsse. 

Dies sind zum einen der in § 213 Abs. 2 SGB VI geregelte traditionelle Bundes-

zuschuß, der auch „Regelbundeszuschuß" genannt wird 1 7 , zum anderen der 

1998 1 8 eingeführte „zusätzliche" Bundeszuschuß nach § 213 Abs. 2 SGB VI so-

wie der seit 1999 1 9 bestehende Zuschuß zur pauschalen Abgeltung der Anrech-

nung von Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung nach §§ 279f und 

g SGB VI. Die Zuschüsse des Bundes (§§ 2 13 Abs. 2 und 3, 279f und g SGB VI) 

für die Rentenversicherung der Arbeiter und die Rentenversicherung der A n -

gestellten bestehen aus festen Summen, die jährlich nach bestimmten gesetzlich 

vorgegebenen Kriterien angepaßt werden. 

Ausgehend von einer historischen Größe orientiert sich die Höhe des tradi-

tionellen Bundeszuschusses an der Veränderung der Bruttoarbeitsentgelte ge-

genüber dem Vorjahr und an der Veränderung des Beitragssatzes gegenüber 

dem Vorjahr (§ 213 Abs. 2 SGB VI2 0). Der zum 1. Apr i l 1998 durch § 2 13 Abs. 3 

SGB VI eingeführte „zusätzliche" Bundeszuschuß, der sich bei seiner Einfüh-

rung in der Höhe an dem A u f k o m m e n aus einem Mehrwertsteuersatz von 1 % 

orientiert hat21 , wird nach der Veränderungsrate des Aufkommens der Steuern 

vom Umsatz ( § 2 1 3 Abs. 3 S. 3 SGB VI) angepaßt.22 Der seit l . Juni 1999 nach 

§ 279f und g SGB VI gewährte, weitere Zuschuß des Bundes für die Rentenver-

sicherung ist zur pauschalen Abgeltung von Beitragszahlung für die Anerken-

nung von Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung bestimmt. 2 3 Ge-

17 So Ebert, Korrekturen in der Sozialversicherung, S. 10, 12. 
18 Eingefügt durch das Rentenreformgesetz 1999 vom 16.12.1997 (BGBl. I, S.2998) und 

geändert durch das Gesetz zur Finanzierung eines zusätzlichen Bundeszuschusses vom 
17.12.1997 (BGBl. I, S. 3121). 

19 Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversicherung und zur Sicherung von Arbeitnehmer-
rechten vom 19.12.1998 (BGBl. I, S. 3843) mit Wirkung vom 1. Juni 1999. 

20 § 213 Abs. 2 SGB VI gilt allerdings nach § 287e Abs. 1 SGB VI nur für die Höhe und 
die Berechnung des auf die Bundesrepublik ohne das Beitrittsgebiet entfallenden Anteils 
dieses Bundeszuschusses. Der auf das Beitrittsgebiet entfallende Anteil dieses Bundeszu-
schusses wird nach § 287e Abs. 2 SGB VI anteilig nach dem Verhältnis des Bundeszuschus-
ses für das Gebiet der Bundesrepublik ohne das Beitrittsgebiet zu den dortigen Rentenaus-
gaben berechnet. 

21 § 213 Abs. 3 S. 2 SGB VI bezifferten diesen zusätzlichen Bundeszuschuß für das zweite 
bis vierte Quartal des Jahres 1998 auf 9,6 Milliarden DM und für das Jahr 1999 auf 15,6 Milliar-
den DM. Siehe auch Michaelis, Das Rentenreformgesetz 1999, S. 46. 

22 Der Anteil des Bundeszuschusses insgesamt an den Einnahmen der Rentenversicherung 
betrug ca. 20%. Siehe beispielsweise für die Jahre 1994 und 1995: VDR (Hrsg.), Rentenversi-
cherung in Zahlen 1996, S. 12 f. Mit Einführung eines zusätzlichen Bundeszuschusses ab dem 
Jahr 1998 in Höhe des Mehrwertsteuersatzes von einem 1% steigt der Anteil der Bundeszu-
schüsse an den Einnahmen der Rentenversicherung auf ca. 25%. Siehe für das Jahr 1998, in 
dem der zusätzliche Bundeszuschuß erst mit dem zweiten Quartal pauschal eingeführt wurde: 
VDR (Hrsg.), Rentenversicherung in Zahlen 1999, S. 12 f 

23 Erstattungen für Leistungen der Rentenversicherung für Kindererziehungszeiten waren 
bisher Bestandteil des pauschalen Bundeszuschusses nach §213 Abs. 2 SGB VI. Diese Erstat-
tungen werden durch §279f SGB VI aus diesem traditionellen pauschalen Bundeszuschuß 
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mäß §§ 177,279f Abs. 1 S. 1 SGB VI ist aber für die Zukunft vorgesehen, daß die 
Finanzierung der Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der Rentenver-
sicherung nicht mehr durch einen pauschalen Betrag, sondern durch individu-
elle Beiträge des Bundes ersetzt wird. Der bis zu diesem Zeitpunkt zu leistende 
Zuschuß nach §§ 279f und g SGB VI stellt also eine Form der Erstattung von 
Beiträgen für die aus der Anrechnung der Kinderziehungsleistungen resultie-
renden Leistungen der Rentenversicherung dar. Nach §§ 279f Abs. 1 S. 2, 279g 
SGB VI wird dieser Zuschuß entsprechend der Veränderung der Bruttoarbeits-
entgelte gegenüber dem Vorjahr, den Änderungen des Beitragssatzes gegenüber 
dem Vorjahr und der Entwicklung der Zahl der jeweils dreijährigen Kinder 
fortgeschrieben. 

Neben den generellen Zuschüssen (§213 Abs. 2 und 3 SGB VI) und dem 
speziellen Zuschuß für die Anerkennung von Kindererziehungsleistungen 
(§ 279f und g SGB VI) erstattet der Bund der Rentenversicherung auch be-
stimmte einzelne Leistungen, die die Rentenversicherung erbringt. Es handelt 
sich dabei um die Erstattung von Kinderzuschüssen nach § 291 SGB VI und um 
bestimmte Leistungen im Beitrittsgebiet. Dies sind im einzelnen Aufwendun-
gen für Kriegsbeschädigtenrenten (§ 287d Abs. 2 SGB VI), für eine fiktive 
Nachversicherung (§290a SGB VI) und für Invalidenrenten und Pflichtbei-
tragszeiten bei Erwerbsunfähigkeit (§291a Abs. 1 und 2 SGB VI) im Beitritts-
gebiet.24 Außerdem werden seit dem 1.1.199 925 auch über den Bundeszuschuß 
hinaus26 Erstattungen für Leistungen nach dem Fremdrentenrecht (§ 291b SGB 
VI) und Erstattungen für weitere wiedervereinigungsbedingte Leistungen 
(§ 291c SGB VI) durch den Bund gezahlt. 

Zusätzlich findet zwischen der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
Rentenversicherung der Angestellten insgesamt (§218 SGB VI) und zwischen 
den verschiedenen Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter untereinander 
(§219 Abs. 3 SGB VI) ein Finanzausgleich statt, der zu einer vollständigen An-

herausgenommen und gesondert erstattet. Dementsprechend w i rd der tradit ionel le Bundes-
zuschuß nach § 213 Abs . 2 SGB VI nach § 288 SGB für das J ahr 1998 um 4,75 Mi l l i a rden D M 
und für die wei teren Jahre u m 7,2 Mi l l i a rden D M gesenkt . Siehe dazu Ebert, Korrekturen in 
der Sozia lvers icherung, S. 10, 12. 

24 Weitere kr iegs- oder wiedervere in igungsbedingte Tatbestände f inden sich außerhalb des 
SGB VI. Es handelt sich dabei um die Erstat tungen von Leistungen gemäß § 1 5 des An -
spruchs- und Anwar tschaf t süber führungsgese tzes ( A A U G ) und von Sozia lzuschlägen gemäß 
Art . 40 § 3 Rentenüber le i tungsgesetz (RÜG) . sow i e Erstat tungsrege lungen im Zusammenhang 
mit der f ikt iven Nachvers icherung (siehe dazu Schmidt, Beitragsrecht , Rdnr. 256 ff.) in § 2 
Abs. 2 des dienstrecht l ichen Kr iegsfo lgen-Abschlußgesetzes vom 20.9.1994 (BGBl . I, S. 2442) 
und Rege lungen über Entschädigungsrenten im Beitr i t tsgebiet nach § 7 des Entschädigungs-
rentengesetzes vom 22.4.1992 (BGBl . I, S. 906). 

25 § 291 b wurde durch Gesetz zu Korrekturen in der Sozia lvers icherung und zur Siche-
rung von Arbe i tnehmerrechten vom 19.12.1998 (BGBl . I, S. 3843) entsprechend geändert und 
§ 2 9 1 c wurde durch dieses Gesetz e ingefügt . 

26 Siehe dazu Ebert, Korrekturen in der Sozia lvers icherung, S. 10, 12. 
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gleichung der Finanzsituation in beiden Rentenversicherungen führt, so daß es 
nicht darauf ankommt, welche Einnahmen und Ausgaben der einzelne Renten-
versicherungsträger zu tätigen hat, sondern nur auf die Situation der Renten-
versicherung der Arbeiter und Angestellten insgesamt. 

II . Ausgaben der Rentenversicherung 

Die Ausgaben der Rentenversicherung bestehen zum ganz überwiegenden Teil 
aus der Zahlung von Renten.27 Die Höhe der einzelnen Rentenzahlungen ist 
gesetzlich festgelegt und wird auf der Grundlage der Rentenformel (§§ 63, 64 
SGB VI) bestimmt. Die Zahlung von Beiträgen löst Ansprüche auf Rentenlei-
stungen aus. Jedoch beruhen nicht alle sich aus der Rentenformel ergebenden 
Rentenansprüche auf einer Beitragsleistung. Rentenansprüche werden unter 
bestimmten Voraussetzungen auch ohne eine Beitragszahlung oder im Verhält-
nis zu den übrigen Beitragszahlungen in einem über die eigentliche Beitrags-
zahlung hinausgehenden Maß gewährt. 

I I I . Charakterisierung des Finanzierungssystems der Rentenversicherung 

Fraglich ist also jetzt, in welcher Weise die Regelungen über das Finanzierungs-
system der Rentenversicherung einen Zusammenhang zwischen den entspre-
chenden Einnahmen und Ausgaben der Rentenversicherung herstellen. Nach 
der Darstellung des Gesetzes ist der für die Rentenversicherung geltende „Fi-
nanzierungsgrundsatz"28 in §153 SGB VI niedergelegt.29 Dieser „Finanzie-
rungsgrundsatz" wird vom Gesetzgeber als „Umlageverfahren"30 bezeichnet. 

Nach §153 SGB VI werden die Ausgaben der Rentenversicherung eines 
Kalenderjahres durch die Einnahmen des gleichen Kalenderjahres und, soweit 
erforderlich, durch Entnahmen aus einer Schwankungsreserve gedeckt. Das 
Finanzierungssystem der Rentenversicherung ist dadurch jedoch noch nicht 
hinreichend gekennzeichnet, weil sich auch aus der in § 216 S. 1 SGB VI enthal-

27 Die Ausgaben für Rentenleistungen machen fast 9 0 % der Ausgaben der Rentenver-
sicherung insgesamt aus. Siehe beispielsweise für die Jahre 1994 und 1995: VDR (Hrsg.), Ren-
tenversicherung in Zahlen 1996, S. 14 f. und für 1997 und 1998: VDR (Hrsg.), Rentenversiche-
rung in Zahlen 1999, S. 14 f. 

28 Diesen Begriff benutzt das Gesetz in der Überschrift zum Ersten Abschnitt des mit „Fi-
nanzierung" überschriebenen Vierten Kapitels. 

29 Zwar enthält das Gesetz mit den §§ 20, 21 SGB IV auch allgemeine Regelungen für die 
Finanzierung der Sozialversicherung insgesamt und allgemeine Grundsätze für die Bemes-
sung der Beiträge. § 20 SGB IV verweist jedoch lediglich auf die speziellen Finanzierungsrege-
lungen für die einzelnen Sozialversicherungszweige, und §21 SGB IV ist auf die Rentenver-
sicherung nicht anwendbar, weil diese nicht selbst berechtigt ist, die Beiträge festzusetzen, 
denn die Beitragsbemessungsgrundlagen und die Beitragssätze werden durch den Gesetzgeber 
bzw. den Verordnungsgeber Bundesregierung festgelegt. 

30 Überschrift zu § 153 SGB VI. 
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